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Die Geschäftsprüfungs- und Finanzkommission behandelte die Botschaft betreffend 
Genehmigung der Notstandsmassnahmen im Zusammenhang mit COVID-19, inklusive 
COVID-Nachtragskredit und dankt den Vertretern des Departementes für Finanzen und 
Soziales (DFS) und dem designierten Staatsschreiber Paul Roth für die Begleitung der 
Verhandlungen. 
 
 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse 
 
Die GFK hat die Botschaft des Regierungsrates betreffend Genehmigung der Not-
stansmassnahmen im Zusammenhang mit COVID-19, inklusive COVID-
Nachtragskredit, beraten.  
Die GFK hat den Beschlussesentwurf des Grossen Rates betreffend Genehmi-
gung der Notstandmassnahmen im Zusammenhang mit COVID-19, inklusive CO-
VID-Nachtrag, einstimmig gutgeheissen und beantragt dem Grossen Rat ein-
stimmig, diesen zu genehmigen. 
 
 
Allgemeines 
 
Der GFK und dem Grossen Rat liegt eine Sammelbotschaft vor, mit allen Beschlüssen 
des Regierungsrates zwischen dem 13. März 20 und dem 7. April 20 in Zusammenhang 
mit COVID-19, welche über der Kompetenz der Regierung liegen.  
Die Beschlüsse stützen sich auf den § 44 Notstand der Kantonsverfassung. Sie waren 
notwendig um die Bundesmassnahmen umsetzen und auf die aktuelle Corona-Krise re-
agieren zu können. Desgleichen zeigt der Bericht die möglichen Finanzfolgen auf.  
Abs. 1 des § 44 lautet: Bei grosser Not oder schwerer Störung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit kann der Regierungsrat von Verfassung und Gesetz abweichen. Er hat 
dem Grossen Rat darüber unverzüglich Rechenschaft abzulegen. 
Abs. 2 lautet: Stimmt der Grosse Rat den Notstandmassnahmen zu, bleiben sie gültig. 
Spätestens nach einem Jahr treten sie ausser Kraft. 
Der Regierungsrat beschliesst und informiert den Grossen Rat zeitnah.  
Die Beschlüsse sind sofort gültig und rechtswirksam.  
Der Grossen Rat genehmigt danach abschliessend, das Volk hat keine Referendums-
möglichkeit. Daraus ergibt sich eine hohe Verantwortung der Regierung und des Gros-
sen Rates als Notstandsbehörden.  
Die GFK ist der Meinung, dass die Notwendigkeit und die Verhältnismässigkeit der Be-
schlüsse und Massnahmen gegeben sind. 
 
In der Sammelbotschaft sind sechs RRB zusammengefasst (RRB Nr. 134, 191, 192, 
193, 203, 204).  
Die Beschlüsse haben finanzielle Folgen, welche mit dem Nachtragskredit von 50 Mio. 
Franken und dem Spezialfonds COVID-Härtefälle von 20 Mio. Franken subsumiert aus-
gewiesen werden.  
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Die Sammelbotschaft liegt dem Grossen Rat mit einem Genehmigungsbeschluss für die 
Notstandmassnahmen inkl. dem Nachtragskredit von 50 Mio. Franken und den Spezial-
fonds COVID-Härtefälle von 20 Mio. Franken vor.  
Es ist nicht auszuschliessen, dass es eine Sammelbotschaft 2 geben wird, falls weitere 
Notstandmassnahmen nötig werden. 
 
Im Spezialfonds COVID-Härtefalle werden von den Thurgauer Banken 100 Mio. Fran-

ken zur Verfügung gestellt, der Kanton Thurgau übernimmt eine Kreditausfallgarantie 
von 85 %.  
Ausgehend von einem gewissen Ausfallrisiko, werden 20 Mio. Franken zurückgestellt, 
dies entspricht ca. 23 %.  
Für dieses Ausfallrisiko wird der Spezialfonds COVID-Härtefälle mit 20 Mio. Franken 
bestückt. Es ist vorgesehen, die Finanzierung über die Gewinnverwendung vom Rech-
nungsabschluss 2019 zu tätigen.  
Der Nachtragskredit von 50 Mio. Franken soll der Rechnung 2020 belastet werden.  
Die 50 Mio. Franken werden als Rahmenkredit beantragt. Rahmenkredit deshalb, weil 
verschiedene Konti betroffen sind und im Vorfeld nicht genau festgelegt werden kann, 
wo welcher Betrag anfallen wird.  
Der Rahmenkredit setzt sich gemäss Seite 9 der Sammelbotschaft aus folgenden Kos-
ten zusammen: 
 

Beschluss / Bereich  Zweck  
Betrag in 
Fr.  

RRB Nr. 134 vom 13.03.2020  Mittel für Kantonalen Führungsstab  1.0 Mio.  

RRB Nr. 203 vom 07.04.2020  
Massnahmen Kultur- und Sportbereich (aus 
Ertrag der Swisslos Interkantonale Lan-
deslotterie)  

5.0 Mio.  

Gesundheitswesen  

Betriebsreduktion Spitäler und Reha- Klini-
ken aufgrund Corona-Massnahmen  

Vorhalteleistungen für stationäre Versorgung 
COVID-19-Patientinnen/-en  

Zusätzliche Restkostenfinanzierung Pflege-
heime und Spitex  

Maskenbeschaffung  

20.0 Mio.  

6.0 Mio. 
2.0 Mio. 
1.5 Mio.  

Soziale und schulische Ein- 
richtungen für beeinträchtigte 
Menschen  

Mehrkosten aufgrund der Covid-
Massnahmen  

6.0 Mio.  

Asylbetreuung und Sozialhilfe  
Zusätzliche Miet-, Infrastruktur- und Perso-
nalkosten (Ersatzanstellungen, Sicherheits-
dienst)  

1.3 Mio.  

Steuern (ganzes Jahr)  Rückstellungen für Verzugszinsen  0.2 Mio.  
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Überschreitung Globalbud- 
gets  

Erhöhte Personalkosten  3.0 Mio.  

Verschiedene Massnahmen  
Kostenfolgen in den Departementen, Ämtern 
und Betrieben (ohne Globalbudgetüber-
schreitungen)  

4.0 Mio.  

Total  50 Mio.  

 

Die Kosten im Gesundheitswesen werden aktuell auf knapp 30 Mio. Franken geschätzt 
und sind somit der grösste Posten. Die Massnahmen für die Spitäler sind einschnei-
dend, da hier nur noch lebensnotwendige Operationen durchgeführt werden dürfen.  
In den sozialen Einrichtungen werden ebenfalls Mehrkosten erwartet.  
Im Bereich Asyl und Sozialhilfe sind Zumietungen von Unterkünften notwendig, damit 
der notwendige Abstand eingehalten werden kann.  
Im Bereich der Globalbudgets wird es Mehrausgaben geben, da es in verschiedenen 
Ämtern wie Personalamt, AWA, Gesundheitsamt etc. zu erheblichen Mehrstunden 
kommt.  
Der Rahmenkredit zeigt dem Grossen Rat auf, welche Kosten erwachsen könnten. Die 
konkreten Beschlüsse dazu müssen vom Regierungsrat im Verlaufe des Jahres noch 
gefällt werden, wobei insbesondere im Spitalbereich die Verhandlungen auf nationaler 
Ebene zwischen Bund, Gesundheitsdirektorenkonferenz, Krankenkassen und Spital-
verband abzuwarten sind und auch die Rechtsgrundlagen überprüft werden müssen. 
 
Es gab vier ausserordentliche Regierungsratssitzungen. Paul Roth, der designierte 
Staatsschreiber, hat den Regierungsrat in diesen Geschäften juristisch beraten und be-
gleitet. 
 
 
Detailberatung 
 
Die GFK hat in der Detailberatung Fragen betreffend unterschiedlicher Termine für 
Budget und Rechnung bei Politischen Gemeinden und Schulgemeinden geklärt. 
Ebenso wurde der – schwer kontrollierbare –Fristenstillstand bei kantonalen und kom-
munalen Volksbegehren zu Kenntnis genommen.  
An einem aktuellen Beispiel wurde die Situation eines Veranstaltungs-Härtefalles im 
Kultur- und Sportbereich thematisiert. Es wurde bewusst, dass in solchen Fällen späte-
re Besprechungen stattfinden werden, im Moment aber keine „a fonds perdu“ Beiträge 
gesprochen werden. 
 
 
Matzingen, 20 April 2020 Der Kommissionspräsident: 
 Walter Hugentobler 
 
 
 
Beilage: 
Beschlussesentwurf der Geschäftsprüfungs- und Finanzkommission 
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